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GESUNDHEITSAUSSCHUSS | Ministerin Judith Gerlach (CSU) stellt ihre Schwerpunkte bei Gesundheit, Pflege und Prävention für diese Legislaturperiode vor

durch die Corona-Pandemie in
den Gesundheitsämtern liegen ge-
blieben ist, konnte die Ministerin
ihm ad hoc nicht beantworten.

Andreas Krahl (Grüne) lobte
Gerlach. Die Ministerin habe sich
binnen 100 Tagen „sehr gut“ einge-
arbeitet. Sie müsse jetzt den Blick
allerdings schnell auf die Berufs-
ausbildung von Pflegekräften len-
ken. Denn letztes Jahr habe der ers-
te Jahrgang die generalistische
Pflegeausbildung absolviert. Die
entsprechenden Fachweiterbil-
dungen seien aber noch nicht an
die neue Ausbildung angepasst
worden. „Wenn man die Berufs-
ausbildung umstrukturiert, muss
man das auch bei den Weiterbil-
dungen tun“, sagte Krahl. Hier
brauche es dringend Lösungen.
> DAVID LOHMANN

plante Ausgestaltung der Kranken-
hausreform des Bundes, weil sie zu
zentralisiert gedacht sei. „Bitte sa-
gen Sie dem Bundesgesundheits-
minister, dass es nicht nur Bedarf
in Städten, sondern auch in der
Fläche gibt“, sagte Schnotz in
Richtung Gerlach.

Andreas Winhart (AfD) nannte
die Pläne der Bundesregierung „ei-
nen Generalangriff auf bayerische
Krankenhäuser“: „Wer viel in den
Kliniken auf kommunaler Ebene
unterwegs ist, weiß, dass es
brennt.“ Er wollte von Gerlach
wissen, ab wann das bayerische
Gesundheitsministerium von einer
existenzgefährdenden Situation
für Kliniken spreche. Dies sei im
Einzelfall gut anhand der wirt-
schaftlichen Situation erkennbar,
antwortete sie. Wie viel Arbeit

gung von Standorten und Leistun-
gen. „Und die ist nun mal Länder-
sache.“ Dies sei in der Vergangen-
heit einfach verschlafen worden.
Auch wunderte sie sich, dass die
Krankenhausmilliarde auf den
Wahlkampfplakaten versprochen
wurde, man sich jetzt aber nur
noch „darauf zubewege“. Nach-
besserungsbedarf gebe es auch
beim Schutzschirm für ländliche
Kliniken.

„Die Krankenhausmilliarde ist
nicht das Hauptthema“, entgegne-
te Helmut Schnotz (CSU). Ent-
scheidend seien die Betriebskos-
ten, für die der Bund zuständig sei.
Und dass diese fehlten, zeige nicht
nur der jüngste Insolvenzantrag
der Regiomed-Gruppe mit mehre-
ren Kliniken in Bayern. Der Abge-
ordnete monierte ebenfalls die ge-

Last, but not least nannte Ger-
lach das Thema Prävention – um
diesen Titel wurde das Staatsminis-
terium in dieser Legislaturperiode
erweitert. Sie und ihr Team arbei-
ten daher an einem „Masterplan“
für eine ganze Reihe von Präventi-
onsprojekten. Dazu gehört die
Impfaufklärung, die Suchtbera-
tung oder die Cannabisaufklärung
an Schulen. Zudem soll dieses Jahr
in sozialen Medien insbesondere
das Thema Frauengesundheit
kommuniziert werden, „um die
Kompetenz in verschiedenen Le-
bensphasen zu stärken“.

In der anschließenden Ausspra-
che wies Ausschussvizin Ruth
Waldmann (SPD) die Kritik am
Bund zurück. Das Herzstück der
Krankenhausreform sei die Kran-
kenhausplanung, also die Festle-

„Manch kleine Klinik wird das nicht überleben“
Immer öfter müssen Krankenhäuser Insolvenz anmelden.
Abhilfe schaffen könnte eine Krankenhausreform, doch
Bund und Länder sind sich uneins – mal wieder.
Gesundheitsministerin Judith Gerlach (CSU) berichtete
dem Ausschuss über den Verhandlungsstand – und
darüber, wie KI die Personalgewinnung beschleunigen soll.

lach. Wenn der Landtag zustim-
me, würden im Haushalt dafür
800 Millionen Euro zur Verfügung
stehen. Im Koalitionsvertrag von
CSU und Freien Wählern ist eine
sogenannte Krankenhausmilliar-
de vereinbart, darauf bewege man
sich damit zu. Jetzt muss laut Ger-
lach aber wegen der gestiegenen
Energiekosten, Tariflöhne und der
Inflation auch Bundesgesund-
heitsminister Karl Lauterbach
(SPD) mehr Geld lockermachen –
insbesondere für kleine Kliniken
auf dem Land. „Sonst werden
manche das nicht überleben.“

Einige Kliniken im Freistaat ha-
ben laut Gerlach daher schon be-
gonnen, neue Schwerpunkte zu
setzen und sich zusammenzutun.
Für solche Fälle gibt es ein neues
Förderprogramm mit insgesamt
100 Millionen Euro, um entspre-
chende Gutachten und Expertise
bei der Umstrukturierung einzu-
holen. Zusätzlich gebe es ein För-
derprogramm für Kommunen in
Höhe von bis zu 150 000 Euro,
wenn sie Konzepte für wohnort-
nahe ambulante Versorgung ent-
wickeln wollen.

Ebenfalls gefördert wird nach
Angaben der Ministerin mit 7,5
Millionen Euro ein Projekt, bei
dem 33 sogenannte Springerkon-
zepte in der Pflege an verschiede-
nen Institutionen getestet werden.
Dadurch sollen die Rahmenbe-
dingungen des Berufs verbessert,
Leiharbeit eingeschränkt sowie
die Zufriedenheit und Gesundheit
der Berufstätigen erhöht werden,
beispielsweise durch verlässliche-
re Dienstpläne. Des Weiteren wird
mit 6 Millionen Euro ein virtuelles
Kinderkrankenhaus inklusive Te-
lemedizin gefördert. Und gemein-
sam mit dem Bund ein Projekt,
das mithilfe von künstlicher Intel-
ligenz (KI) schneller ausländische
Abschlüsse von medizinischem
Personal prüfen können soll.

In der letzten Legislaturperiode
war sie Digitalministerin. Diese
Woche absolvierte die im Novem-
ber zur Gesundheitsministerin er-
nannte Judith Gerlach (CSU) ein
Praktikum in einem Seniorenstift,
um den Pflegeberuf besser ken-
nenzulernen. Sie half älteren
Menschen beim Essen oder be-
gleitete sie mit dem Rollator aufs
Zimmer. Dabei habe sie gemerkt:
„Das kostet Zeit und bindet
Kraft.“ Die Ministerin versprach
daher im Gesundheitsausschuss,
durch die Digitalisierung viele bü-
rokratische Vorgänge zu vereinfa-
chen, damit mehr Zeit für die
Menschen bleibt. Außerdem sol-
len durch die Förderrichtlinie
Pflegesonah in den nächsten fünf
Jahren 8000 weitere Pflegeplätze
geschaffen werden.

Hauptthema bei ihrem Antritts-
besuch im Ausschuss war aller-
dings die Krankenhausreform.
Grundsätzlich sind sich Bund und
Länder einig, dass sie nötig ist. So
wie bisher könne es wegen der ho-
hen Kosten und der vielen freien
Betten nicht weitergehen, betonte
auch Gerlach. Doch der Teufel
steckt im Detail: Da die Investiti-
onskosten der Krankenhäuser
von den Ländern getragen wer-
den, die laufenden Betriebskosten
allerdings vom Bund, hakt es bei
der Einigung.

„Bayern hat seine Hausaufga-
ben gemacht“, unterstrich Ger-

„Bayern hat sei-
ne Hausaufga-
ben gemacht“,
glaubt Gesund-
heitsministerin
Judith Gerlach
(CSU).
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Die Kliniken der Regiomed-Gruppe mit Häusern in Oberfranken und Thüringen haben einen Insolvenzantrag gestellt. FOTO: DPA/PIA BAYER

nen Daten von bei der Polizei ak-
tenkundigen Bürger*innen auf ei-
ner Plattform zusammenzufügen,
um die Strafverfolgung zu erleich-
tern. Dass VeRA eingeführt wer-
den soll, ist unter den Parteien un-
umstritten.

Der SPD-Abgeordnete Horst
Arnold blieb bei seiner Forderung
nach einer Einstellung des Testbe-
triebs, bis die von Petri geforderte
Rechtsgrundlage geschaffen sei.
„VeRA braucht eine Grundlage
nach Recht und Gesetz“, betonte
er. Der Zweck dürfe auch in die-
sem Fall die Mittel nicht heiligen.
Schon der Testbetrieb mit Echtda-
ten sei ohne Rechtsgrundlage ver-
fassungswidrig. Die Einschätzung
werde auch von renommierten
Rechtsexperten geteilt, sagte Ar-
nold.

Benjamin Adjei (Grüne) appel-
lierte an die Staatsregierung, die
Bedenken Petris ernst zu nehmen
und bei der VeRA-Einführung „ei-
nen Gang zurückzuschalten“. Ein
Testbetrieb ohne Rechtsgrundlage
schaffe Unsicherheiten und ge-
fährde das Vertrauen der Men-
schen in die Polizei.

Dem widersprach Alfred Grob
(CSU). Der aktuelle Testbetrieb
sei „noch weit weg von einer Ana-
lyse der Daten“. Deshalb reiche
das bestehende Datenschutzge-
setz als Rechtsgrundlage aus.
„Wenn man hier eine Rechtswid-
rigkeit unterstellt, täuscht man die
Bürger“, wandte er sich direkt an
Arnold. Unstrittig sei, dass der Ve-
RA-Regelbetrieb erst nach der No-
velle des Polizeiaufgabengesetzes
starten könne. > JUM

nen CSU, Freie Wähler und AfD
allerdings ab.

Der angenommene Vorschlag
der Freien Wähler sieht vor, den
Probebetrieb mit anonymisierten
Daten durchzuführen. Im späte-
ren Regelbetrieb, für den derzeit
eine Ergänzung des Polizeiaufga-

bengesetzes in Arbeit ist, solle
dann auf die Echtdaten umgestellt
werden.

Wolfgang Hauber (Freie Wäh-
ler) erklärte, für den komplikati-
onslosen und sicheren Start des
VeRA-Systems sei eine effektive
Testphase unerlässlich. „Rechtli-
che Bedenken und Interpretati-
onsspielräume rund um den Test-
betrieb sollten deswegen ausge-
räumt werden“, sagte er. Ziel von
VeRA ist es, alle personenbezoge-

Nach der deutlichen Kritik des
Datenschutzbeauftragten Thomas
Petri am Probebetrieb mit der ver-
fahrensübergreifenden Recher-
che- und Analyseplattform
(VeRA) bei der bayerischen Poli-
zei hat der Innenausschuss des
Landtags auf Antrag der Freien

Wähler die Staatsregierung aufge-
fordert, Korrekturen zu prüfen.

Petri hatte bemängelt, dass die
Testphase mit der neuen Software
unter Einbeziehung von Echtda-
ten bayerischer Bürgerinnen und
Bürger durchgeführt wird. Dafür
fehle die notwendige Rechts-
grundlage.

Die SPD hatte daraufhin per
Dringlichkeitsantrag die sofortige
Einstellung des Testbetriebs ange-
mahnt. Dies lehnten die Fraktio-

Jetzt erst mal nur anonym

Durch die Datenanalyse können Daten erhoben werden, die für ganz andere
Zwecke gespeichert wurden – etwa Zeugenaussagen. FOTO: DPA/BALK

INNENAUSSCHUSS | Vernetzung von Echtdaten in den Polizeidatenbanken in der Kritik AKTUELLE STUNDE | SPD wettert gegen Sparkurs und für bessere Sozialpolitik

wies Kerstin Celina (Grüne). Sie
kritisierte das späte Einbringen
des Doppelhaushalts 2024/25 mit
der Folge, dass Sozialträger in
Bayern bis Mitte des Jahres keine
neuen Förderanträge stellen
könnten. Dies gelte auch für den
Bereich der Jugendhilfe, in der
zahlreiche Maßnahmen der Ex-
tremismusprävention verankert
seien. Anton Rittel (Freie Wähler)
richtete den Blick auf den bayeri-
schen Sozialhaushalt. Dieser lie-
ge mit einer Gesamtsumme von
mehr als 8 Milliarden Euro um
11,4 Prozent über dem Niveau
der vergangenen Legislaturperi-
ode. Er forderte eine „Balance
zwischen Solidarität und Leis-
tungsgerechtigkeit“. Nur so kön-
ne das Vertrauen der Menschen
in den Sozialstaat zurückgewon-
nen werden.

Nach Einschätzung von Helmut
Schnotz (CSU) betreibt die SPD
keine Politik der sozialen Siche-
rung, sondern lediglich den Trans-
fer staatlicher Sozialleistungen. Es
fehle eine aktivierende Wirt-
schaftspolitik als Grundlage für
die Finanzierung sozialer Leistun-
gen für wirklich Bedürftige. Zu-
dem treffe die permanente Erhö-
hung von Steuern und Abgaben
vor allem die Schwächsten in der
Gesellschaft. Elena Roon (AfD)
kritisierte, dass die Bundesregie-
rung „hart erarbeitetes Steuer-
geld“ in der ganzen Welt verteile,
anstatt die eigene Bevölkerung zu
unterstützen. Sie nannte Projekte
der Entwicklungshilfe, aber auch
die Hilfen für die Ukraine.
> JÜRGEN UMLAUFT

Sozialministerin Ulrike Scharf
(CSU) hielt von Brunn entgegen,
seine Ausführungen hätten ge-
zeigt, dass die „Abgehobenheit der
Berliner Blase in München ange-
kommen ist“. Die Bundesregie-
rung stehe nicht für sozialen Aus-
gleich, sondern für soziale Spal-
tung, indem sie mit dem Bürgergeld
Leistungsbereitschaft untergrabe.
„Es ist ein falscher Ansatz, soziale
Geschenke gegen Wählergunst zu
machen“, sagte Scharf. Dies sorge
für mehr sozialen Sprengstoff und
spiele Extremisten in die Hände.
Ihr Ziel sei es, Menschen durch So-

zialpolitik zu aktivieren und nicht
zu alimentieren. Die SPD betreibe
eine Politik, „die wir uns nicht
mehr leisten können“. Arbeit und
Soziales seien zwei Seiten einer
Medaille. Menschen müssten spü-
ren, dass sich Leistung lohne, das
soziale Netz dürfe nur für diejeni-
gen aufgespannt werden, die wirk-
lich Hilfe benötigten, betonte
Scharf.

Auf Versäumnisse der Staatsre-
gierung in der Sozialpolitik ver-

In einer von seiner Fraktion be-
antragten Aktuellen Stunde hat
SPD-Fraktionschef Florian von
Brunn vor einem harten Sparkurs
gewarnt. „Von blinder Sparpolitik
profitieren nur rechtsextreme und
rechtspopulistische Parteien“, er-
klärte von Brunn. Das zeigten Bei-
spiele auch aus der deutschen Ver-
gangenheit. Dagegen sei eine so-
ziale Politik der „beste Schutz vor
Extremismus“. Mit ihrer Klage ge-
gen das Haushaltsgesetz des Bun-
des und dem Beharren auf einer
strikten Schuldenbremse machten
CDU und CSU „Politik gegen
Wachstum und Wohlstand in
Deutschland“, sagte von Brunn.
„Viel besser als hartes Sparen ist für
Wirtschaft und Demokratie, aus
Krisen herauszuwachsen.“ So sei
dies erfolgreich nach der Corona-
Pandemie praktiziert worden.

In einem Brief an Bundeskanz-
ler Olaf Scholz (SPD) hatten die
Spitzen der CDU/CSU-Bundes-
tagsfraktion eine Deckelung der
Sozialabgaben gefordert. Dies
hätte Kürzungen bei der Rente
sowie bei den Leistungen aus den
Sozialversicherungen zur Folge,
urteilte von Brunn. Dieses Geld
fehle bei Bedürftigen, aber auch
in den Krankenhäusern und bei
der Pflege. Dazu kämen Forde-
rungen nach einer Abschaffung
des Solidaritätszuschlags für Spit-
zenverdiener*innen und Senkun-
gen bei der Erbschaftsteuer, was
die Schere zwischen Arm und
Reich noch weiter auseinanderge-
hen lasse. „Das ist ein Förderpro-
gramm für Extremisten“, warnte
der SPD-Fraktionschef.

Streit um die Schuldenbremse

Florian von Brunn: „Sozialpolitik
schützt vor Extremismus.“ DPA


